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Ö 21.11.2019 Ratsversammlung Ratsherr Wilkens, SPD-Ratsfraktion
Ratsmitglied, Kordouni, Ratsfraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen
Ratsherr Dr. Soll, FDP-Ratsfraktion
Ratsherr Schmidt, SSW-Ratsfraktion
Ratsherr Halle, Ratsfraktion DIE FRAKTION

Betreff:

Änderungsantrag zur Drs. 0901/2019 "Climate Emergency, erste Beschlüsse zur Resolution"

Antrag:

Die Vorlage erhält folgende Fassung:

1. K-101 (die Abkürzungen beziehen sich auf die Bezeichnung im Masterplan 100 % 
Klimaschutz) 
Leitlinien für die Berücksichtigung der Klimaschutzziele in zukünftigen Beschlüssen  
 
1.1. Die Verwaltung wird beauftragt, Leitlinien für die zukünftige breite Verankerung der 
Klimaschutzziele nach dem Pariser 1,5-Grad-Ziel in der Landes-hauptstadt Kiel zu erarbeiten 
und der Ratsversammlung vorzulegen. Die Leit-linien sollen Maßstäbe für den Klimaschutz 
beschreiben, nach denen alle relevanten politischen Initiativen und Beschlüsse in der Lan-
deshauptstadt Kiel beurteilt werden können. 
  
1.2. Die Verwaltung wird beauftragt, in die städtische Vorlagenstruktur einen neuen Stan-
dardprüfpunkt aufzunehmen. Neben der Darstellung der finanziellen Auswirkungen in Vor-
lagen (vgl. Drs. 0549/2019) sollen die Auswirkungen auf den Klimaschutz dargestellt werden, 
um Handlungsnotwendigkeiten der Landeshauptstadt im Klimaschutz früh zu erkennen, eine 
Folgenabschätzung zu ermöglichen und interne wie externe klimarelevante Handlungswei-
sen zu beeinflussen.  
  
2. K-102  
Verankerung des Klimaschutzes in der Führungsebene 
  
2.1. Die Verwaltung wird beauftragt, zur weiteren Verankerung des Klimaschutzes in der 
Führungsebene des städtischen Handlungsbereiches und darüber hin-aus das Gremium 
Masterplan 100 % Klimaschutz unter Vorsitz des Oberbürgermeisters fortzuführen. Zu den 
Aufgaben des Gremiums gehören die Begleitung der Klimaschutzziele, die Bereicherung mit 
neuen Ideen, die Entwicklung von Pilotprojekten und das Werben für den Klimaschutz durch 
öffentliches Eintreten.  
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2.2. Die Amtsleitungen aller relevanten Fachämter sollen gemäß der Dringlichkeit des 
Themas noch stärker in das Klimaschutzmanagement der Verwaltung eingebunden werden. 
Neben dem Energieteam, welches im Rahmen des European Energy Awards® (EEA) auf 
operativer Ebene tätig ist, wird begleitend ein Lenkungskreis auf Amtsleiterebene eingeführt, 
um die Klimaschutzaktivitäten auch auf dieser Ebene stärker zu verankern.  
  
3. Stärkung Koordinierungsfunktion 
  
Es wird beschlossen, dass zur Stärkung der Koordinierungsfunktion über die bisherigen Akti-
vitäten der Klimaschutzmanager*innen hinaus, eine Anlauf- und Koordinierungsstelle im Um-
weltschutzamt, Abteilung Klimaschutz, anzusiedeln ist. 
  
Die Koordinierung, Unterstützung und Beratung wird durch zwei neue Planstellen in der Ab-
teilung Klimaschutz des Umweltschutzamtes verstärkt, um zusätzliche Maß-nahmen, die aus 
der Stadtgesellschaft heraus hervorgebracht werden, in die Masterplanaktivitäten zu integrie-
ren. Die kurzfristige Ausschreibung und Besetzung der Stellen kann im Rahmen der Stellen-
bewirtschaftung 2019 sichergestellt werden. Die Stellen werden im Haushalts- und Stellen-
plan-Entwurf 2020 eingebracht und stehen unter dem Vorbehalt der Beschlussfassung. 
  
4. K-001 und K-002 
Energetische Gebäudesanierung und Energieeffizienz im Neubau (Kommunale Immobilien) 
  
4.1. Die Verwaltung wird beauftragt, für die kommunalen Immobilien ein Konzept zur be-
schleunigten Steigerung der Energieeffizienz und insbesondere zum zügigen Ausbau der 
regenerativen Energieversorgung zu erstellen und zur Beschlussfassung vorzulegen. Dabei 
sind auch die finanziellen, personellen und zeitlichen Auswirkungen, insbesondere bei den 
bereits geplanten oder im Bau befindlichen Vorhaben, darzustellen. 
  
In dem Konzept sind folgende Grundsätze anzuwenden: 
  
a) Der Energetische Mindeststandard für Gebäude der Landeshauptstadt Kiel ist dahin-
gehend zu ergänzen, dass ab sofort bei Neubau- und Sanierungsmaßnahmen von städti-
schen Liegenschaften, bei denen ein Anschluss an die Kieler Fernwärmeversorgung nicht 
möglich ist, eine Wärmeversorgung durch regenerative Energie obligatorisch geprüft wird. 
Sollte die Prüfung zu Ungunsten einer klimaverträglichen Energieversorgung ausfallen, ist 
dies zu begründen. Kann die 100%ige Versorgung eines Objektes oder Standortes nicht 
erfüllt werden, so bleibt die Forderung gemäß dem Energetischen Mindeststandard für Ge-
bäude der Landeshauptstadt Kiel (EnEV 2009; Drs. 0706/2010) bestehen, dass Ausgleichs-
maßnahmen anzustreben sind, so dass rechnerisch im Wesentlichen die 100-%-Versorgung 
mit regenerativen Energien nachgewiesen werden kann.  
  
b) Bei bereits geplanten oder im Bau befindlichen Neubau- und Sanierungsvorhaben ist 
zu prüfen, ob der Einsatz von regenerativen Energieerzeugungsanlagen nachträglich noch 
möglich ist.  
  
c) Auf allen dafür geeigneten Dächern bestehender sowie neu zu errichtender städti-
scher Liegenschaften sollen Solarstromanlagen installiert werden, wobei die Dachflächen mit 
der maximal möglichen Anzahl von PV-Modulen zu belegen sind. Als bauliche und planeri-
sche Voraussetzung für die Errichtung von Photovoltaik-Anlagen auf Dächern städtischer 
Gebäude sind die mit der Konkretisierung und Weiterentwicklung des Ratsbeschlusses 
0706/2010 vom 17.02.2011 zur Neuausrichtung des städtischen Energiemanagements am 
17.01.2013 beschlossenen Empfehlungen zu beachten, wonach städtische Dachflächen bei 
Neubau oder Sanierung grundsätzlich so herzustellen sind, dass eine Nutzung von Photovol-
taik-Anlagen möglich ist. Es ist darauf zu achten, möglichst schadstoffarme PV-Anlagen 
zu nutzen.
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Die zur Erstellung und Umsetzung des Konzeptes erforderlichen zusätzlichen 
Haushaltsmittel und ggf. neuen Planstellen werden ermittelt und in folgenden Haushaltsplan-
Entwürfen konkretisiert. Für die gem. c) kurzfristige Verdopplung der Leistung der bei der 
Grundschule Kronsburg noch im Jahr 2019 geplanten Solarstromanlage von 10 kW auf 20 
kW werden die zusätzlich erforderlichen Mittel in Höhe von 20.000 € als überplanmäßige 
Ausgabe gem. § 95d GO als unabweisbar angesehen und durch Deckung aus der Investiti-
onsmaßnahme 1115050172 Planungsmittel Leistungsphase „0“ an Schulen bei der Immobili-
enwirtschaft zur Verfügung gestellt .  
  
4.2. Es wird beschlossen, dass für das Betriebsgelände des ABK ein Konzept für eine 
energetische Gebäudesanierung erstellt wird. Es ist zu prüfen, ob eine Sanierung unter Vor-
gabe einer mindestens 50%igen Energieeinsparung und damit die Initiierung eines Leucht-
turmprojektes möglich ist.  
  
5. K-007 
Energieeffiziente Beleuchtung 
  
5.1. Es wird beschlossen, dass bei Neubauprojekten und Beleuchtungssanierungen zu-
künftig grundsätzlich die energiesparendste Beleuchtungs-Technologie (derzeit LED) 
eingesetzt wird. Sollte von diesem Grundsatz abgewichen werden, ist dies zu begründen.  
  
5.2. Es wird beschlossen, dass bei Bestandsgebäuden das Beleuchtungsaustauschpro-
gramm fortgeführt wird. Der zusätzliche Bedarf von 200.000 € Bauunterhaltungsmitteln mit 
der Zweckbindung LED-Instandsetzung wird im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des 
Haushaltsplan-Entwurfs 2020 eingebracht. Die Maßnahmen stehen unter dem Vorbehalt der 
Zustimmung zum Haushalt.  
  
5.3. Es wird beschlossen, mit Mitteln des Innerstädtischen Contractings ein Beleuchtungs-
sanierungsprogramm unter Einsatz von LED-Retrofit bei Kindertageseinrichtungen freier Trä-
ger zu starten.  
 
5.4. Es wird beschlossen, dass die Verwaltung einen Runden Tisch mit Polizei, 
Kommunalem Ordnungsdienst, Naturschutzverbänden und politischen Parteien ein-
richtet, der ein Konzept entwickelt, wie Lichtemissionen und Lichtimmissionen redu-
ziert werden können, ohne dass Angsträume entstehen. Dabei sollen auch Ansätze 
wie eine bessere Abschirmung von Licht oder Bewegungsmelder geprüft werden. Ins-
gesamt sollen die Belange des Artenschutzes bei Beleuchtungen berücksichtigt wer-
den. 

6. Green City Plan 
  
6.1. Umwandlung von Fahrstreifen des Kfz-Verkehrs zugunsten des Radverkehrs 
  
Es wird beschlossen, die Planung und Umsetzung von Premiumrouten im 
Radverkehrsnetz zu forcieren. Hierfür ist durch die Verwaltung eine genauere 
Betrachtung der Straßen, die in der aktuell vorliegenden Untersuchung von Premiumradrou-
ten im Rahmen des Green City Plans vorgeschlagen wurden, in die Wege zu leiten. 
 
Die Verwaltung wird dabei besonders auf eine zusammenhängende Planung achten, 
die einen guten Fluss des Radverkehrs auf den Premium-routen von Anfang an be-
rücksichtigt. 
  
Die Verwaltung wird gebeten, in Form einer Geschäftlichen Mitteilung darzulegen, un-
ter welchen Voraussetzungen sog. Protected Bike Lanes möglich sind. 
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6.2.            Zur Beschleunigung der Planung von Radverkehrsanlagen sollen zwei Plan-stel-
len neu eingerichtet werden. Diese konkretisierten Bedarfe werden im Haushalts- und Stel-
lenplan-Entwurf 2020 eingebracht und stehen unter dem Vorbehalt der Beschlussfassung.  
  
6.3.            Die Verwaltung soll prüfen, welche weiteren Kapazitäten (z.B. Technische Zeich-
ner*innen) für eine wesentliche Steigerung und Beschleunigung für Planung und Bau von 
Radverkehrsanlagen notwendig sind. Diese konkretisierten Bedarfe sollen in den Haushalts- 
und Stellenplan-Entwurf 2020 eingebracht werden. 
 
7. K-012 
Umstellung des kommunalen Fuhrparks auf E-Mobilität bzw. Wasserstoff, Optimierung 
Fahrzeugeinsatz

7.1 Es wird beschlossen, dass ab sofort grundsätzlich nur noch kleine E-PKW zur reinen 
Personenbeförderung für den städtischen Fuhrpark beschafft werden. Es soll darauf hinge-
wirkt werden, dass die 100%igen Tochtergesellschaften und anderen Beteiligungen 
ebenso vorgehen. Im Nutzfahrzeugbereich ist der Fuhrparkleitung (ABK) eine kurze tech-
nisch eindeutige Begründung abzugeben, wenn vom Grundsatz einer Elektro- oder Wasser-
stofffahrzeug-Beschaffung abgewichen werden soll. Generell ist der energie-effizienteste 
Standard einzusetzen. Von diesem Grundsatz kann nur in begründeten Fällen abgewichen 
werden, etwa wenn die Einsatzfähigkeit nicht mehr gewährleistet ist. Bei der zukünftigen 
Mittelanmeldung ist die Fuhrparkleitung im Rahmen der Haushaltsplanung mit einzubezie-
hen. Die Geschäftsanweisung Fahrzeuge wird in dieser Hinsicht präziser verfasst. 

In diesem Zusammenhang soll geprüft werden, ob für die Neuausrichtung des Fuhrparkes, 
die Anpassung der Geschäftsanweisung, die intensivere Markterkundung und die Umset-
zung der Beschaffung von E-Fahrzeugen in der Fuhrparkverwaltung eine zusätzliche Stelle 
erforderlich ist. Das Prüfergebnis wird im Haushalts- und Stellen-plan-Entwurf 2020 berück-
sichtigt und steht unter dem Vorbehalt der Beschlussfassung.  

7.2 Des Weiteren soll geprüft werden, ob und auf welchem Wege sich Fahrzeuge 
einsparen bzw. effizienter nutzen lassen. Insbesondere, in-dem Standzeiten durch die 
gemeinsame Fahrzeugnutzung durch unter-schiedlicher Stellen und Ämter (sogenann-
tes „Pooling“) vermieden wer-den.

8. K-016 
Nachhaltiges Beschaffungswesen 
  
8.1 Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept vorzulegen, um die Um-setzung von 
ökologischen Kriterien sowohl im städtischen Beschaffungswesen als auch bei der Vergabe 
von Aufträgen zu stärken. Dabei soll auch die Reparierbarkeit der beschafften Produkte 
berücksichtigt werden.

8.2 Es wird beschlossen, dass insbesondere bei der Beschaffung energie-verbrauchsre-
levanter Geräte ab sofort die in der Vergaberechtsmodernisierungsverordnung von 2016 für 
die Beschaffung energieverbrauchsrelevanter Liefer- und Dienstleistungen genannten zwei 
Anforderungen angewendet werden: das höchste Leistungsniveau der Energieeffizienz und 
soweit vorhanden die höchste Energieeffizienzklasse im Sinne der Energieverbrauchs-kenn-
zeichnung.

9. M-001 
Vorhandene Infrastruktur instand halten - Radwegesanierungsoffensive 
  
Es wird beschlossen, dass im Frühjahr 2020 eine Radwegsanierungsoffensive ge-startet 
wird, in der alle 6 Monate im Bestand zusätzliche Radwegertüchtigungen durchgeführt wer-
den. In der Regel ist für die Radwegesanierung ein spezieller Rad-wege-Asphaltfertiger im 
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Einsatz. Dieser wird sowohl im Frühjahr als auch im Herbst für zwei bis drei Wochen verbind-
lich gebucht. In dieser Zeit werden dann die entsprechend ausgewählten und vorbereiteten 
Radwegeabschnitte mit einer neuen Oberfläche versehen. 
  
Zur Identifikation und Auswahl der Streckenabschnitte werden eine Kommunikationsplattform 
sowie ein Aufruf an die Ortsbeiräte und das Fahrradforum gestartet, in dem die Bürger*in-
nen die Möglichkeit erhalten, Radwege für diese AdhocSanierungen vorzuschlagen. 
 
Kurzfristig wird der Klimaschutz im Öffentlichen Personennahverkehr auch in der 
planmäßigen und schrittweisen Erneuerung bzw. Instandsetzung der Bushaltestellen 
im Gebiet der Landeshauptstadt Kiel umgesetzt. Dazu wird der Ei-genbetrieb Beteili-
gungen (EBK) gebeten, nach dem Vorbild der niederländischen Stadt Utrecht entwe-
der im Rahmen der planmäßigen Haltestellenerneuerung bzw. -instandsetzung auf 
einen Haltestellentyp umzusteigen, der in Zukunft die Bepflanzung der Haltestellendä-
cher mit geeignetem Bewuchs sowie dem erforderlichen Bodenmaterial und (Regen-
)Wasseraufnahme zulässt, oder die montagefähige Erhöhung bestehender Haltestel-
lendächer (mit Bogendachelementen) zum selben Zweck zu prüfen.  
  
10. M-002 
Ausbau Fahrradinfrastruktur – Anpassung der Haushaltsmittel 
  
Neben den personellen Kapazitäten im Planungs- und Bauprozess (in Punkt 6) sollen auch 
die Haushaltsmittel für den Ausbau der Fahrradinfrastruktur stark erhöht werden. Es soll ein 
Konzept erarbeitet werden, wie der Mittelumsatz für die Radverkehrs-infrastruktur von aktuell 
etwa 17 € je Einwohner*in und Jahr in Kiel gesteigert werden kann und welche Maßnahmen 
des Ausbaus konkret vorgezogen werden können. Es wird als Zielmarke ein Mitteleinsatz um 
30 € je Einwohner*in und Jahr angestrebt.  
  
Zur Erhöhung der Kapazitäten bei der Beantwortung von Anfragen aus Gremien und aus der 
Bürgerschaft soll zudem eine Unterstützung der Funktion des Radverkehrs-beauftragten 
durch eine zugeordnete Assistenz im Stellenplan für das Jahr 2020 vor-gesehen werden. 
Dieser Bedarf soll in den Haushalts- und Stellenplan-Entwurf 2020 eingebracht werden. 
 
Die Verwaltung legt in Absprache mit dem Fahrradforum für das erste Quartal 
2020 ein Programm mit zehn prioritären Maßnahmen vor, wie das Ziel, den Radver-
kehrsanteil bis 2025 auf 25% zu erhöhen, erreicht werden kann. Die zusätzlichen Be-
darfe werden in den Haushalten 2020 bis 2025 berücksichtigt. 
  
11. M-013 
Ruhender Verkehr 
  
Es wird beschlossen, dass im Rahmen des Green City Plans eine Neubewertung und 
Neuordnung mit einer Erweiterung der Bewirtschaftung des Parkraums (Maßnahme I.a-8 aus 
Green City Plan) erfolgen soll. Im ersten Quartal 2020 ist zum Umsetzungs-stand zu berich-
ten. Begleitend sollen weitere Punkte des Maßnahmenblatt M-013 Ruhender Verkehr kurz-
fristig in Umsetzung gebracht werden.  
  
12. K-105 
Verankerung von Klimaschutz in der Bauleitplanung und der Stadtentwicklung 
  
Es wird beschlossen, dass für Baugebiete mit Planerfordernis nach § 1 (3) BauGB, die Kli-
maschutzziele durch, zum Beispiel, Neubauvorhaben betreffen und außerhalb des Fernwär-
meversorgungsgebiets liegen ein Energieversorgungskonzept zu erstellen ist. Dies erfolgt im 
Rahmen der Bauleitplanverfahren beziehungsweise bei größeren Gebietsentwicklungen im 
Rahmen der der Bauleitplanung vorlaufenden Planungsverfahren. Dieses Konzept umfasst 
die Prüfung von mindestens drei unter-schiedlichen Versorgungsvarianten auf Basis regene-
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rativer bzw. innovativer Technologien zur Deckung der zukünftigen Energiebedarfe. Neben 
einer Energie- und Klimabilanz, welche die entwickelten Varianten hinsichtlich der Energie-
bedarfe und CO2-Emissionen bewertet, muss auch eine ökonomische Bewertung der Ver-
sorgungsvarianten erfolgen. 
  
Eine Versorgung ohne den Einsatz von regenerativen Energien kann nur in begründeten 
Einzelfällen erfolgen. Die Energieversorgungskonzepte werden von unabhängigen externen 
Gutachtern erarbeitet. Die Kosten für die Erstellung des jeweiligen Konzeptes ist bei vorha-
benbezogenen Bebauungsplänen nach § 12 BauGB und auch bei sogenannten Angebotsbe-
bauungsplänen nach § 30 (1) BauGB, die durch einen Vorhabenträger ausgelöst werden, 
durch den jeweiligen Vorhabenträger zu finanzieren. 
  
Aufgrund des daraus resultierenden hohen personellen Aufwands ist im Stellenplan 
2020 anteilig dafür eine Stelle für die Koordinierung des Klimaschutzes bei Bau-, Stadtent-
wicklungs- und Quartiersprojekten  vorgesehen (siehe Erläuterungen zur Verstetigung des 
Masterplan-Prozesses in der Begründung).  
  
13. K-108 
Betriebliches Mobilitätsmanagement für den kommunalen Bereich 
  
Es wird beschlossen, dass aufgrund der großen Einwirkungsmöglichkeiten im Mitarbeiterbe-
reich der Landeshauptstadt Kiel ein zentrales Betriebliches Mobilitäts – und Elektromobili-
tätsmanagement – wie im Green City Plan empfohlen – beim Tiefbauamt eingerichtet wird. 
Angesichts einer täglichen Verkehrsleistung der Mitarbeiter*innen der Landeshauptstadt Kiel 
von 121.000 Kilometern soll mindestens eine Planstelle eingerichtet werden. Dieser Bedarf 
wird im Haushalts- und StellenplanEntwurf 2020 eingebracht und steht unter dem Vorbehalt 
der Beschlussfassung.  
  
Im Rahmen des Betrieblichen Mobilitätsmanagements sind ggf. auch die Vergabe-grundsät-
ze für durch die LHK unentgeltlich zur Verfügung gestellte Stellplätze für dienstlich genutzte 
Fahrzeuge an Dienststandorten unter dem Gesichtspunkt des Klimaschutzes zu prüfen. 
 
Das Potential, Emissionen durch sogenanntes „Pooling“ einzusparen, wird ein-ge-
hend geprüft und in einen konkreten Maßnahmenkatalog überführt. 
  
14. K-110  
Intensivierung kommunales Intracting und Kompensationsmodell  
  
14.1. Die Haushaltsmittel für das Innerstädtische Contracting (Intracting) sollen im Haus-
haltsjahr 2020 aufgestockt werden. Der investive Anteil des Intractings könnte einmalig um 
750.000 € erhöht werden, um die Umsetzung von Effizienzmaßnahmen im eigenen Hand-
lungsbereich weiter zu ermöglichen und auszubauen. Der Bedarf wird im Haushaltplan-Ent-
wurf 2020 eingebracht und steht unter dem Vorbehalt der Beschlussfassung über die Ge-
samtinvestitionsmaßnahmen. 
  
14.2. Es wird beschlossen, dass eine Energieeffizienzmaßnahme oder der Einsatz von 
energieeffizienten Technologien nur aus Kostengründen abgelehnt wer-
den kann, wenn eine Finanzierung über das Intracting zuvor geprüft wurde und eine Finan-
zierung seitens des Umweltschutzamtes negativ beschieden wurde.  
  
15. K-111 
Nachhaltiges Veranstaltungsmanagement für städtische und extern organisierte Events 
  
15.1. Es wird beschlossen, dass die sich schon bei der Kieler Woche bewährten Maßnah-
men (z.B. Mehrwegpfandsystem, bewachtes Fahrradparken, Verbot von Plastikstrohhalmen) 
nach einer Evaluation auf alle weiteren städtischen Events (z.B. Informations- oder Abend-
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veranstaltungen, Ratsversammlungen) übertragen werden. 
  
15.2. Es wird beschlossen, dass die Auflagen für Events externer Veranstalter auf städti-
schen Flächen und in städtischen Räumen um diese Maßnahmen erweitert werden. 
  
16. K-112 
Reduzierung des Stromverbrauchs in Rechenzentren und Serverräumen 
  
Die Verwaltung wird beauftragt, eine Übersicht über alle Serverräume und Rechen-zentren 
zu erstellen, die sich in Liegenschaften und Eigenbetrieben der Landes-hauptstadt Kiel befin-
den. Die für den Betrieb der Serverräume zuständigen Einrichtungen sind verpflichtet, die 
Energieeffizienz der Serverräume und Rechenzentren mit einem Serverraum-Check nach 
dem Vorbild des vom Umweltschutzamt der Landes-hauptstadt Kiel durchgeführten Pilotpro-
jektes „Green-IT-Rechenzentren in der Kiel-Region“ überprüfen zu lassen bzw. vorhandene 
Serverraum-Checks zu aktualisieren. Die im Serverraum-Check vorgeschlagenen rentierli-
chen Maßnahmen sind zeitnah umzusetzen. Wenn Maßnahmen nicht umgesetzt werden 
können, ist dies zu begrün-den. Die Verwaltung wird beauftragt, über die durchgeführten 
Maßnahmen zu berichten. Zum jetzigen Zeitpunkt sind die positiven Haushaltsauswirkungen 
noch nicht konkret abschätzbar.  
  
17. K-123 
Auflagen bei Grundstücksverkäufen 
  
Es wird beschlossen, dass beim Verkauf von städtischen Grundstücken, die nicht an die Kie-
ler Fernwärme angeschlossen werden können, eine Versorgung aus regenerativen Energie-
erzeugungsanlagen zu prüfen ist. Das Umweltschutzamt wird bei Investorengesprächen ein-
gebunden und steht Projektentwicklern und Investoren beratend zur Seite.  
  
18. K-128 
Prüfung von Freiflächen für die Nutzung zur Erzeugung erneuerbarer Energien und Wer-
bung für private Initiative
  
18.1. Es wird beschlossen, dass das Umweltschutzamt für die Suche von Freiflächen, die 
sich kurzfristig für die Nutzung zur Erzeugung erneuerbarer Energien eignen, Gespräche mit 
Eigentümern bzw. -verwaltern potentieller Flächen, z.B. die Kieler Wirtschaftsförderung, der 
Seehafen Kiel, dem Tief-bauamt, Abteilung Stadtentwässerung initiiert.
 
18.2. Es wird beschlossen, dass sich die Stadt Kiel mit einer Informationskampagne 
an private Hauseigentümer wendet, um gemeinsam mit den Kieler Stadtwerken für das 
Programm „Weil mein Dach mehr drauf hat“ zu werben. 
  
 
19. E-116 
Initiierung Energieverbund KielRegion 
  
19.1. Es wird beschlossen, dass die Landeshauptstadt Kiel ab sofort in den Dialog mit dem 
Kieler Umland, der KielRegion und dem Land Schleswig-Holstein tritt, um eine Abstimmung 
über die zukünftige Nutzung der vorhandenen regionalen Potentiale regenerativer Energie-
träger zu initiieren und einen Energieverbund KielRegion aufzubauen.  
  
19.2. Angesichts der Bedeutung der Verfügbarkeit und des schnelleren Ein-satzes regene-
rativer Energieträger bei der Wärmeversorgung und der Vielzahl an Teilmaßnamen sowie 
dem hohen zeitlichen Aufwand für die Einwerbung erforderlicher Fördermittel wird die Abtei-
lung Klimaschutz des Umweltschutz-amtes durch eine neue Planstelle verstärkt. Die kurzfris-
tige Ausschreibung und Besetzung der Stelle kann im Rahmen der Stellenbewirtschaftung 
2019 sichergestellt werden. Die Stelle wird im Haushalts- und Stellenplan-Entwurf 2020 ein-
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gebracht und steht unter dem Vorbehalt der Beschlussfassung.  
  
  
20. Ü-102 
Leuchtturmprojekte 
  
20.1. Es wird beschlossen, dass die Landeshauptstadt Kiel „Masterplan 100 % Klima-
schutz“-Leuchtturmprojekte (95 % Treibhausgas-Reduktion und 50 % 
Endenergieeinsparung) initiiert und fördert. Die zur Durchführung von großen Leuchtturmpro-
jekten benötigten investiven Mittel werden nach Identifikation der Projekte in separaten Be-
schlussvorlagen vorgelegt und in folgenden Haushaltsplan-Entwürfen aufgenommen. 
  
20.2. Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des Haushaltsplan-Entwurfs 2020 wird 
ein Budget zur Unterstützung von Leuchtturmprojekten eingebracht. Dieses Budget wird zur 
Deckelung Deckung von zusätzlichen Kosten genutzt, die zu einer Erreichung des Leucht-
turmstatus von Projekten führen.  
  
20.3. Es wird beschlossen, dass die Landeshauptstadt Kiel eine Leistungs-schau 100 % 
Klimaschutz in Kiel durchführt. Die Planungen sollen eine Leistungsschau im Jahr 2022 als 
Durchführungszeitpunkt berücksichtigen. Für die Leistungsschau wird ein externes Veran-
staltungs- und Finanzierungskonzept beauftragt. Die finanziellen Mittel für das Konzept wer-
den derzeitig geprüft und 
im Haushaltsplan-Entwurf 2020 eingebracht. Die Maßnahme steht unter dem Vorbehalt der 
Zustimmung zum Haushalt.  
  
20.4. Für die Präsentation von Masterplan-Leuchtturmprojekten beispiels-weise im Rah-
men von Leistungsschauen, die Koordination der Leuchtturmprojekte sowie die Einwerbung 
weiterer Fördermittel und Sponsoren wird die Ab-teilung Klimaschutz des Umweltschutzam-
tes durch eine neue Planstelle verstärkt. 
Die kurzfristige Ausschreibung und Besetzung der Stelle kann im Rahmen der Stellenbewirt-
schaftung 2019 sichergestellt werden. Die Stelle wird im Haus-halts- und Stellenplan-Entwurf 
2020 eingebracht und steht unter dem Vorbehalt der Beschlussfassung. 
  
21. Ü-103 
Ausweitung Klimaschutzfonds 
  
Mit den Mitteln des Kieler Klimaschutzfonds sollen zwei Klimaschutzkampagnen durchge-
führt werden. Ziel ist es, dadurch Vorbilder zu schaffen, um weitere Menschen zu moti-
vieren, Maßnahmen zu ergreifen. Daher wird die Stadt Kiel die Modellprojekte ausrei-
chend bewerben.
  
21.1. Private Haushalte sollen im Rahmen einer Stromsparkampagne einen Zuschuss zum 
Austausch alter Kühl- und Gefriergeräte gegen neue mit der höchsten Energieeffizienzklasse 
erhalten, wenn der Austausch auf der Grund-lage einer Stromverbrauchsmessung von ei-
nem Energieberater vorgeschlagen wurde. Das Programm soll vorerst auf eine Förderung 
von 100 Haushalten ausgerichtet und auf eine maximale Förderung von 300,00 € pro Haus-
halt begrenzt sein. Die Ergebnisse sind auszuwerten, auch um zu ermitteln, wie hoch das 
Potential ist, Strom in privaten Haushalten zu sparen. Der Bedarf von 30.000 € wird im 
Haushaltsplan-Entwurf 2020 eingebracht. Die Maßnahme steht unter dem Vorbehalt der Zu-
stimmung zum Haushalt. 
  
21.2. Hausbesitzer*innen oder Wohnungseigentümer*innen bei denen eine Dämmung der 
Außenfassade aus Gründen des Denkmalschutzes oder aus gestalterischen Gründen nicht 
in Frage kommt, sollen im Rahmen einer Sanierungskampagne mit einem kombinierten Be-
ratungs- und Zuschussprogramm bei der Umsetzung einer Innendämmung unterstützt wer-
den. Das Programm soll vorerst auf eine Förderung von 10 Wohneinheiten ausgerichtet und 
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auf ei-ne maximale Förderung von 6.000,00 € pro Haushalt begrenzt sein. Die Ergebnisse 
sind auszuwerten. Der Bedarf von 
60.000 € wird im Haushaltsplan-Entwurfs 2020 eingebracht. Die Maßnahme steht unter dem 
Vorbehalt der Zustimmung zum Haushalt.  
  
22. Ü-107 
Energetische Quartierskonzepte 
  
Die Instrumente der „Energetischen Stadtentwicklung“ (KfW-Programm 432) sollen noch 
intensiver genutzt werden. Die Verwaltung wird beauftragt, eine Strategie zu entwickeln, wie 
diese Instrumente unter Berücksichtigung weiterer gesamtstädtischer Belange der Kieler 
Stadtentwicklung, wie Nachverdichtung, Barrierefreiheit, Grünkonzepte, Kinder- und Jugend-
belange zur Umsetzung gesamtstädtischer Entwicklungs-strategien wie z.B. Klimaschutz-
stadt Kiel, Modellregion Elektromobilität, Nachverdichtung auf Grundlage des Wohnbauflä-
chenatlas auf der Quartiersebene genutzt werden und dafür geeignete Quartiere identifiziert 
werden können.  
  
Dazu werden die im Masterplan 100 % Klimaschutz definierten 12 Erfolgsfaktoren und Krite-
rien zur Auswahl von geeigneten Quartieren noch einmal überprüft und die angewandten 
internen und externen Prozesse gemeinsam mit den beteiligten Ämtern und externen Akteu-
ren evaluiert.  
  
Aufgrund des bereits heute vorhandenen hohen Arbeitsaufwandes bei der Betreuung der 
aktuell sieben Quartiere und dem hohen personellen Abstimmungsaufwands einer strategi-
schen Herangehensweise ist im Stellenplan 2020 anteilig dafür die Stelle für die Koordinie-
rung des Klimaschutzes bei Bau-, Stadtentwicklungs- und Quartiersprojekten vorgesehen 
(siehe Erläuterungen zur Verstetigung des Masterplan-Prozesses in der Begründung; der 
Stellenbedarf wird im aktuellen Stellenplanverfahren 2020 geprüft und im Rahmen der Be-
schlussvorlage zur Entscheidung vorgelegt).  
 
23. Weiterentwicklung der Kommunikationsmaßnahmen 
  
23.1. Die Verwaltung wird beauftragt, eine umfassende, sich an die breite Bevölkerung und 
Unternehmen richtende Informationskampagne durchzuführen. Der Bedarf von 200.000 € 
zur Umsetzung der Informationskampagne wird im Haushaltsplan-Entwurf 2020 eingebracht. 
Die Maßnahme steht unter dem Vorbehalt der Zustimmung zum Haushalt. 
  
23.2. Wie in der Geschäftlichen Mitteilung zum Climate Emergency (Drs. 0600/2019) be-
reits angekündigt, organisiert die Verwaltung eine breit angelegte, öffentliche Klimaschutz-
werkstatt noch in diesem Jahr. Die Planungen konnten inzwischen konkretisiert werden. Vom 
20. - 22. September 2019 wird eine Klimaschutzwerkstatt unter dem Titel „Kiel packt an!“ mit 
den Kooperations-partnern NDR, correctiv, Bürgerinitiative Klimanotstand, Fridays for Future, 
klik 2030 der CAU unter Mitarbeit des Masterplan-Gremiums und des Masterplan 100% Kli-
maschutz-Teams des Umweltschutzamtes veranstaltet. Geplant ist am Freitagabend ein Pu-
blic Viewing der NDR-Reportage zur Klimakrise im Norden Deutschlands. Am Samstag sind 
Workshops mit Experten aus dem 
Bundesgebiet sowie insbesondere auch aus Kiel geplant. Zum Abschluss der Werkstatt fin-
det am Sonntag ein KlimaCamp im Erlebnisraum Kiellinie statt. 
Zielgruppe der dreitägigen Veranstaltung sind alle Kieler*innen, Experten, die Wirtschaft, die 
Wissenschaft, Verbände und Initiativen. Ziel des Klimawochenendes ist es, konkrete Maß-
nahmen aus dem Masterplan 100 % Klima-schutz festzulegen, die von einer breiten Öffent-
lichkeit getragen und gemein-sam umgesetzt werden. 
  
Die Verwaltung wird beauftragt, im weiteren Verlauf Klimaschutzwerkstätten in den Stadttei-
len zu initiieren. Für die Durchführung der stadtweiten Klima-schutzwerkstatt sind ca. 25.000 
€ im Haushalt 2019 eingeplant. Der Bedarf für die Initiierung späterer stadtteilbezogenen 
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Werkstätten von 50.000 € wird im Haushaltsplan-Entwurf 2020 eingebracht. Die Durchfüh-
rung der stadtteilbezogenen Werkstätten erfolgt vorbehaltlich des Haushaltsbeschlusses 
2020. 
  
Im Jahr 2020 soll ein Kongress zum kommunalen Klimaschutz in Kiel stattfinden. Der Bedarf 
für die externe Konzeption und Durchführung von 50.000 € wird im Haushaltsplan-Entwurfs 
2020 eingebracht. Die Maßnahme steht unter dem Vorbehalt der Zustimmung zum Haushalt.

Begründung:

Der Kampf gegen den Klimawandel ist eine der wichtigsten Aufgaben für die Menschheit. Als 
Stadt Kiel wollen wir unser Verantwortung gerecht werden und im Klimaschutz vorangehen. 
In den letzten Jahren haben wir schon entscheidende Schritte in vielen Bereichen gemacht, 
jetzt wollen und müssen wir das Tempo erhöhen. Wir betreiben dabei keine Scheinpolitik, 
sondern ergreifen konkrete Maßnahmen, die den Ausstoß von Klimagasen reduzieren.
Der Kampf gegen den Klimawandel ist aber nicht nur eine Aufgabe, sondern auch eine 
Chance, unsere Stadt weiterzuentwickeln. So sind die Förderung von Fuß- und Radverkehr 
nicht nur gut fürs Klima, sie machen unsere Stadt auch noch attraktiver.

Wichtig ist uns, dass wir den Kampf gegen den Klimawandel auf eine breite gesellschaftliche 
Basis stellen. Darum hoffen wir, dass alle verantwortungsbewussten Gruppen mitanpacken 
und ihren Teil leisten. 

Klar ist uns aber auch, dass wir als Stadt die Aufgabe nicht alleine schultern können. Neben 
wichtigen Entscheidungen, die auf Landes-, Bundes- und Europaebene gefällt werden, ist es 
dringend notwendig, dass die Kommunen endlich vernünftig finanziert werden, damit wir un-
ser Aufgabe gerecht werden können. Das Land muss außerdem den Öffentlichen Personen-
nahverkehr im Umland vernünftig ausbauen, damit mehr Menschen mit Bus und Bahn und 
nicht mit dem Auto pendeln.

Zu den einzelnen Änderungen:

Radverkehr: Die Förderung des Radverkehrs hat für uns ein besonderes Potential. Hier kann 
mit verhältnismäßig wenig finanziellem Einsatz viel erreicht werden. Daneben sorgt die För-
derung des Radverkehrs für ruhigere Städte, weniger Luftbelastung für die Anwohnerinnen 
und Anwohner und eine gesündere Stadtbevölkerung. Bei den Maßnahmen wollen wir die 
Expertise des Fahrradforums stärker einbeziehen. Insbesondere soll das Fahrradforum hel-
fen, Vorschläge zu entwickeln, wie wir das Ziel erreichen, 2025 einen Radverkehrsanteil von 
25 % zu erreichen.

4.1 c) Einige Solarzellen enthalten Schadstoffe wie Cadmium oder Blei, die in die Umwelt 
ausgewaschen werden können und/oder den Recyclingprozess erschweren (htt-
ps://www.welt.de/wirtschaft/article176294243/Studie-Umweltrisiken-durch-Schadstoffe-in-So-
larmodulen.html)
 
5.1 In den letzten Jahren hat es immer wieder Änderungen bei der Wahl der effizientesten 
Beleuchtungsmittel gegeben. So wurden zunächst Halogen-, dann Energiespar- und inzwi-
schen LED-Lampen als beste Alternative zu klassischen Glühlampen propagiert. Mit Blick 
auf zukünftige Entwicklungen schlagen wir daher vor, eine technologieneutrale Formulierung 
zu wählen.  

5.4 Der Einsatz von energiesparenderen Beleuchtungen darf nicht dazu führen, dass wir 
übermäßig beleuchten. Daher wollen wir in einer Runde mit Expertinnen und Experten disku-
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tieren, wie eine angemessene Beleuchtung ohne Angsträume geschaffen werden kann, die 
aber auch den Artenschutz genügend berücksichtigt. Ziel soll es sein, auch eine Handrei-
chung für die Ortsbeiräte zu entwerfen.

7.1 Es macht Sinn, die Beschaffung von E-Fahrzeugen überall dort zu forcieren, wo die Stadt 
Einfluss darauf hat.
 
7.2 Die gemeinsame Nutzung von Fahrzeugen kann dazu führen, dass insgesamt weniger 
Fahrzeuge benötigt werden. Dies spart Kosten und senkt den Energieverbrauch – sowie 
damit einhergehende Emissionen- signifikant.

8.2 Das Thema Reparierbarkeit ist derzeit noch unterpräsentiert. Wir wollen darauf hinwei-
sen, dass dieses Kriterium bei der Beschaffung berücksichtigt werden soll.
 
9. Die Begrünung von Buswartehäuschen ist zwar nur ein kleiner Beitrag für den Klima-
schutz, kann aber auch ein Mittel gegen das Artensterben zu sein. Dazu leisten Gründächer 
auch einen Beitrag zum Stadtklima, kühlen im Sommer -und werten das Straßenbild auf.

18. Der private Sektor soll verstärkt aktiviert werden, indem auf bestehende Programme zur 
Nutzung privater Dachflächen hingewiesen wird.

gez. Ratsherr André Wilkens f.d.R.
SPD-Ratsfraktion

gez. Ratsmitglied Jessica Kordouni f.d.R.
Ratsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

gez. Ratsherr Dr. Ingmar Soll f.d.R.
FDP-Ratsfraktion 

gez. Ratsherr Marcel Schmidt f.d.R.
SSW-Ratsfraktion

gez. Ratsherr Andreas Halle f.d.R.
Ratsfraktion DIE FRAKTION


	Drucksache

